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HANS RAUSCHER

Nichts wissen (wollen),
aber dagegen sein

Die Österrei-
cher wissen
nicht, wovon
sie reden,
sind aber si-
cherheitshal-
ber dagegen.
Zumindest
gilt das für

das Freihandelsabkommen
zwischen Kanada und Europa,
abgekürzt Ceta, und für den
internationalen Freihandel
generell.

D iese für Kenner der ös-
terreichischen Mentali-
tät und der öffentlichen

Debatte nicht überraschende
Erkenntnis lässt sich in selte-
ner Eindeutigkeit aus einer
Umfrage der Österreichischen
Gesellschaft für Europapolitik
(ÖGfE) herauslesen.

73 Prozent der Befragten
lehnen Ceta ab. Aber 78 Pro-
zent haben keine Ahnung, was
das überhaupt ist, bzw. fühlen
sich in der sanfteren Formu-
lierung der Umfrage, „eher
schlecht“ darüber informiert.

Befragt man aber die Öster-
reicher und Österreicherinnen
(Sample: 500) nach der gene-
rellen Einstellung zum Frei-
handel, so zeigen sich 51 Pro-
zent „eher als Gegner“, 31 Pro-
zent eher als Befürworter, ein
signifikant hoher Prozentsatz
(20 Prozent) hatte keine
Ahnung oder interessierte
sich einfach nicht dafür.

Eine knappe absolute Mehr-
heit der Österreicher ist also
gegen den Freihandel an sich.
Dies in einem Land, dessen
Wohlstand existenziell vom
internationalen freien Handel
abhängt. Mehr als die Hälfte
aller Waren und Dienstleistun-
gen gehen in den Export. Kon-
kret: 2015 wurden 53,4 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduk-
tes von 339,9 Mrd. Euro expor-
tiert. Davon hängen tausende
Arbeitsplätze ab.

Die Feindseligkeit gegen
Freihandel verwundert nie-
manden, der miterlebt, wie

den Kindern in der Schule
beigebracht wird, dass die Glo-
balisierung hauptsächlich aus
der Ausbeutung armer Dritt-
weltländer durch böse Groß-
konzerne besteht; der das
tägliche Getöse in der Krone
gegen Freihandelsabkommen
wie Ceta und TTIP über sich
ergehen lässt; der gelernt hat,
das amerikanische Chlorhuhn
als Ausgeburt des Bösen zu er-
kennen (und sich nicht fragt,
womit die heimischen
Schlachthühner in der Plastik-
tasse im Supermarkt wohl prä-
pariert werden); der dem
Trommelfeuer von Attac und
Greenpeace ausgesetzt ist.

Abkommen wie vor allem
TTIP sind aus dem Wunsch
erwachsen, durch einheitliche
Handelsvorschriften eine Vo-
lumenserhöhung des Handels
zu erzielen. Selbstverständlich
stehen da auch Interessen von
Großkonzernen dahinter,
genauso aber die von Klein-
und Mittelbetrieben. Selbst-
verständlich hat etwa TTIP
bedenkliche Seiten, die aber
noch rauszuverhandeln wären
(und bei Ceta schon weitge-
hend rausverhandelt wurden).
Aber die Tendenz, den Frei-
handel an sich zu verteufeln,
wie es in der österreichischen
Debatte geschieht, grenzt in
einem Exportland an bewusste
(Selbst-)Verblödung. Dabei
macht nun auch SPÖ-Chef
Christian Kern mit, der
seine SPÖ-Mitglieder über
Ceta abstimmen lassen will.
Die Umfrage der ÖGfE, die ein
proeuropäischer Thinktank
ist, zeigt den jammervollen
Zustand des Wirtschaftswis-
sens in Österreich.

D as Problem dabei: Nicht
nur beim Freihandel,
sondern bei vielen an-

deren Themen herrscht das
System „Nichts wissen (wol-
len), aber dagegen sein“ vor.
Wir leben im postfaktischen
Zeitalter.
hans.rauscher@derStandard.at

Kein Lobbying

Betrifft: „AufrüstungderÖBB-West-
flotte im Endspurt“

der Standard, 13. 9. 2016
Sie schreiben: „So wurde es im
Sommer im Verkehrsdienstver-
trag zwischen Verkehrsministe-
riumundLandVorarlberg fixiert.“
Richtig ist, im Sommer wurde
kein Verkehrsdienstvertrag zwi-
schen Bmvit und Land Vorarlberg
unterzeichnet, sondern ein Me-
morandum of Understanding.

Der prosperierende und sich
schnell entwickelnde Ballungs-
raum Rheintal mit seinen gut
260.000Menschen (entspricht der

drittgrößten Stadt in Österreich)
hat andere Anforderungen als
ein strukturschwaches ländliches
Gebiet. Zwischen 2005 und 2015
haben sich die Fahrgastzahlen auf
der Bahn in Vorarlberg verdoppelt
–das freutuns sehr, stellt dasLand
aber vorneueHerausforderungen!
Wir brauchen Züge mit mehr
Kapazität, bester Ausstattung und
gutem Komfort zu einem ange-
messenen Preis.

Vor diesem Hintergrund ist es
erfreulich, dass sich die ÖBB ent-
schlossen haben, neu auszu-
schreiben und auf die Vorarlber-
ger Wünsche und Kundenanfor-
derungen einzugehen. Die Nähe

zur Schweiz und die tatsächliche
regionale Wertschöpfung bedeu-
ten nicht automatisch, dass wir
für Stadler-Rail die Rutsche legen.
Es gibtmehrere gute Züge auf dem
Markt, Stadler-Rail baut einen
davon. Wir sind aber gewiss nicht
die Lobbyisten für Stadler-Rail.
Die leider weitverbreitete Unsitte,
über Lobbyisten Geschäftsanbah-
nungen voranzutreiben, lehne ich
ab. Dass sich Vorarlberg die Mühe
macht, jede Kalkulation auf Punkt
und Beistrich zu durchleuchten,
sollte bekannt sein. Wir wollen
einfach den besten Zug zum bes-
ten Preis! Johannes Rauch

Mobilitätslandesrat Vorarlberg

LESERSTIMME

Statt Geld für Unternehmen bereitzustellen,
wäre es (auch demokratiepolitisch) klüger,
Mittel für ein besseres Produkt zu geben.

Einige Anregungen zur Debatte um eine neue
Journalismus- statt Presseförderung.

Medien und
Förderung:Mut
zu neuen Ideen

FritzHausjell

D as alte System der Presse-
förderung war im Wesent-
lichen eine Bestandsförde-

rung, die die ohnedies sehr hohe
Konzentration der heimischen
Printmedien nur abschwächte. Es
braucht nun ein völlig neues, auf
mehreren Säulen aufbauendes
Fördersystem, das zentral auf die
Stärkung des Journalismus ge-
richtet ist. Natürlich könnte man
weiter einfach Medien wirtschaft-
lich fördern und hoffen, dass
durch prosperierende Medien-
unternehmen der für die demo-
kratische Entwicklung so essen-
zielle vielfältige und kritische
Journalismus sich noch stärker
entfaltet. Das eine führt aber nicht
zwangsläufig zum anderen. Des-
halb ist es Zeit für einige
unkonventionelle Ideen.

Wollen wir durch För-
dermaßnahmenden Jour-
nalismus stärken, dann
müssen wir genau darauf
blicken, was ihn gegen-
wärtig schwächt bzw.
welche Defizite er auf-
weist. Viele Medienex-
perten undMedienpoliti-
ker meinten bisher, Viel-
falt des Journalismus re-
sultiere aus einer mög-
lichst großen Zahl der
Medientitel. Die Medienmarkt-
konzentration hat aber tenden-
ziell mehr vom Gleichen hervor-
gebracht. Insbesondere in einem
Kleinstaat tummeln sich diemeis-
ten Medien um ähnliche Erfolgs-
konzepte, weil die wirtschaftliche
Tragfähigkeit eben eine höhere
Mindestreichweite als in größeren
Staaten erfordert. Dahermuss För-
derung unter anderem darauf
abzielen, mehr Vielfalt in die ein-
zelnen Medien zu bringen. Was
auffällt: Die Redaktionen sind
meist keinAbbild der gesellschaft-
lichen Diversität, egal ob hinsicht-
lich Geschlecht, Herkunft oder
körperlicher Beeinträchtigung.

Die New York Times setzt seit
über 30 Jahren viele Maßnahmen,
um eine möglichst bunt zusam-
mengesetzte Redaktion zu haben.
Sie tut das nicht aus Gutmen-
schentum, sondern weil die Her-
ausgeber davon überzeugt sind,
dass eine vielfältige Redaktion
journalistisch besseren Zugang
zuden einzelnenCommunitys hat
und über bessere Sensorien ver-
fügt, die zum Aufstöbern der
Themen möglichst vieler gesell-
schaftlicher Gruppen nötig sind.

Dies führe zumehr publizistischen
und ökonomischen Erfolgen. Was
spricht gegen einen Medienförde-
rungstopf, aus dem künftig Maß-
nahmeneinzelnerMedien zurStei-
gerung der Diversität der eigenen
Redaktion unterstützt werden?

Dass qualitätsvoller Journalis-
mus von guter Aus- und Weiter-
bildung profitiert, scheint eine
Binsenweisheit. Die zuletzt ausge-
dünnten Redaktionen lassen aber
interessierte Journalisten ungern
zu Weiterbildungskursen. Will
man hier gegensteuern, baucht es
nicht nur mehr Mittel für Einrich-
tungen, die Journalistenweiter-
bildung anbieten, sondern direkte
Mittel für Journalisten in Form
von Weiterbildungsschecks.

Wir haben in den letzten Jahren
mehrmals den möglichen Einfluss

öffentlicher Inserate auf
den Journalismus debat-
tiert, aber ganz selten je-
nen der kommerziellen.
Gefälligkeitsberichte über
Großinserenten ruinieren
den Journalismus und
sind Betrug am Nutzer.
Wie könnte Medienförde-
rung hier Journalismus
stärken? Zum einen, in-
dem Selbstkontrollgre-
mien (ein wenig der Pres-
serat, recht stark der PR-
Ethik-Rat) gefördert wer-

den. Zum anderen durch Förde-
rung von Maßnahmen einzelner
Medien, zwischen Redaktion und
Anzeigenabteilung eine „Firewall“
aufzuziehen.

Medienförderung soll Journa-
lismus künftig unabhängig vom
Format, also egal ob Tages- oder
Wochenzeitung, ob online oder
gedruckt, stützen. Auch das Orga-
nisationsformat möge keine Rolle
mehr spielen: Neben Redaktionen
in Medien sollten ebenso freie
Redaktionsbüros und Recherche-
plattformen sich um öffentliche
Fördermittel bemühen können.
Zudem sollten innovative Me-
dienprojekte durch Ausschrei-
bungen angeregt werden. Diese
ändern sich Jahr für Jahr inhalt-
lich, orientiert an den von einem
Experten- und Politikgremium
festgestellten und öffentlich de-
battierten Defiziten in der Journa-
lismus- und Medienentwicklung.

Etienne Jornod, Verwaltungs-
ratspräsident der NZZ-Medien-
gruppe, schrieb am 6. 9. 2014 in
der NZZ harte Worte: „Ich kenne
keine andere Industrie, die so we-
nig inForschungundEntwicklung
investiert wie die der Medien. Die

Medienbranchehat ihreeigeneRe-
volution verschlafen.“ Die Diagno-
se trifft auf Österreich vielleicht
sogar noch schärfer zu. Warum
also nicht auch Medienfördermit-
tel jenen Redaktionen undMedien
zur Verfügung stellen, die versu-
chen,mithilfe von ForschungAnt-
worten auf die Krisen zu finden?

Schließlich wird der klassische
Journalismus auch durch einen
Strukturwandel der Öffentlich-
keit gefährdet. Ein Teil der Bevöl-
kerung glaubt, auf Journalismus
verzichten zu können, weil via so-
ziale Medien ohnedies die gesam-
te Wirklichkeit abgebildet werde.
Zudem denunzieren antidemo-
kratische Kräfte mit einer „Lügen-
presse“-Kampagne den Journalis-
mus pauschal. Hier muss dieser
sich stärker zur Wehr setzen, in-
dem der eigene Journalismus bes-
ser erklärt und damitMedienkom-
petenz in der Gesellschaft gestärkt
wird. Andererseits solltenMedien
vermeintlich journalistische Sto-
rys in den sozialen Netzwerken,
die oft bösartige Lügengeschich-
ten sind, systematisch durch
Nachrecherche kritisch begleiten
und idealerweise auch die publi-
zistischenBrandstifter aufdecken.
Auch dafür könnte man Förder-
mittel einsetzen, wenn man Inter-
esse daran hat, dass politische
Prozesse weiterhin stärker durch
verantwortungsvollen Journalis-
mus als durch üble Propaganda
begleitet werden.

FRITZ HAUSJELL (Jg. 1959) ist Stellv.
Vorstand am Publizistik-Institut der Uni
Wien. Dieser Text ist ein Auszug eines
Vortrags,derMontagbeiderEnquetezur
Medienförderung neu gehalten wird.

Im Kaffeehaus, Zeitung lesen. Damit diese alte Kulturleistung bestehen bleiben und der Journalismus
prosperieren kann, müssen neue staatliche Förderkonzepte her.
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F. Hausjell:
Mehr Vielfalt
in die Medien

bringen.
Foto: Mel Satrapa
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